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ten völkerrechtlichen Forderungen wesentlich hinaus­
gehen.8

Die in unserer Rechtsordnung ausgestalteten sozialisti­
schen Grundrechte können ihrerseits eine konstruktive 
und befruchtende Wirkung auf die weitere Entwicklung 
und Vervollkommnung des demokratischen Völkerrechts 
ausüben. Das bestätigt die Mitarbeit der DDR in der UNO 
bei der Ausarbeitung von Konventionen und wird u. a. am 
Beispiel der Konventionen über den Status der Frau und 
die Rechtsstellung des Kindes veranschaulicht. Hier können 
moderne Prinzipien sozialistischen Familienrechts zum 
Vorbild internationaler Rechtsentwicklung werden. Des­
halb finden Informationen und Dokumentationen über das 
sozialistische Recht immer größere Aufmerksamkeit in der 
internationalen Öffentlichkeit.

Kontinuierliche Ausgestaltung von Grundrechten 
und Grundpflichten in der Gesetzgebung

Die Geschichte der Gesetzgebung der DDR zeigt überzeu­
gend, daß bei der kontinuierlichen Ausgestaltung verfas­
sungsmäßiger Grundrechte und Grundpflichten stets die 
untrennbare Einheit von Bürgerrechten und politischen 
Rechten sowie wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Rechten beachtet wurde. Das kommt schon in den ersten 
wichtigen Normativakten unmittelbar nach der Gründung 
unserer Republik zum Ausdruck: Der soziale und recht­
liche Status der Frau auf der Grundlage des Gleichberech­
tigungsprinzips, die Förderung und der Schutz der Familie 
sowie die Gewährleistung der Rechte des Kindes — diese 
grundrechtlichen Forderungen sind bereits im Gesetz über 
den Mutter- und Kinderschutz und die Rechte der Frau 
vom 27. September 1950 (GBl. Nr. Ill S. 1037) verankert, 
das zu einem Baustein künftiger sozialistischer Familien­
gesetzgebung wurde.

Aus dieser ersten Zeit sind ferner drei Normativakte zu 
nennen, die für das Grundrecht auf Schutz der Gesund­
heit und das Grundrecht auf Arbeit bedeutsam sind, näm­
lich das Gesetz zum Schutze der Arbeitskraft der in der 
Landwirtschaft Beschäftigten vom 12. Dezember 1949 (GBl. 
Nr. 16 S. 113), das Gesetz der Arbeit zur Förderung und 
Pflege der Arbeitskräfte, zur Steigerung der Arbeitspro­
duktivität und zur weiteren Verbesserung der materiellen 
und kulturellen Lage der Arbeiter und Angestellten vom
19. April 1950 (GBl. Nr. 46 S. 349) sowie die VO zur Ver­
besserung der Lage der Bergarbeiter, des ingenieurtechni­
schen und kaufmännischen Personals sowie der Produk­
tionsverhältnisse im Bergbau der DDR vom 10. August 1950 
(GBl. Nr. 91 S. 832). Die Gewährleistung kultureller Rechte 
der Werktätigen fand ihren ersten juristischen Nieder­
schlag in der VO zur Entwicklung einer fortschrittlichen 
demokratischen Kultur des deutschen Volkes und zur wei­
teren Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen 
der Intelligenz vom 16. März 1950 (GBl. Nr. 28 S. 185).

Die Verwirklichung von Demokratie, Freiheit und Men­
schenrechten, die Durchsetzung sozialistischer, verfassungs­
mäßig garantierter Grundrechte erstreckt sich als kom­
plexe Aufgabe auf die gesamte Rechtsordnung der DDR 
und kann daher an Rechtsvorschriften aus allen Rechts­
zweigen verdeutlicht werden.9 Die konkrete Umsetzung 
und Ausgestaltung der politischen Rechte und der Bürger­
rechte sowie der -ökonomischen, sozialen und kulturellen 
Rechte wird besonders an den großen Kodifikationen auf 
den Gebieten des Zivil-, Familien-, Arbeits- und Straf­
rechts sichtbar.

Konkretisierung von Grundrechten 
im Zivil-, Familien-, Arbeits- und Strafrecht

Im Familienrecht wird der Verfassungsgrundsatz der För­
derung und des Schutzes von Ehe, Familie und Mutter­
schaft durch Staat und Gesellschaft konkretisiert. Die 
Gleichberechtigung von Mann und Frau als sozialistisches
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Grundrecht bestimmt die persönlichen Beziehungen der 
Ehegatten, die Gestaltung ihrer Vermögensverhältnisse 
sowie die Rechte und Pflichten der Eltern hinsichtlich ihrer 
Beziehungen zu den Kindern. Das Prinzip der Gleich­
berechtigung findet auch in der Gewährleistung der gleich­
berechtigten Stellung des Kindes von verheirateten und 
nichtverheirateten Eltern im Familienrecht sowie im Erb­
recht Ausdruck.

Im Zivilrecht ist zunächst auf die Grundsatzbestimmun­
gen zu Beginn des ZGB hinzuweisen, in denen sozialisti­
sche Grundrechte und Grundpflichten ihren Niederschlag 
in den Regelungen über die Stellung der Bürger und der 
Betriebe im Zivilrecht sowie in den Grundsätzen für das 
Zusammenwirken von Bürgern und Betrieben gefunden 
haben. Insbesondere der Schutz der Persönlichkeitsrechte 
der Bürger, das Recht auf Mitwirkung bei der Gestaltung 
zivilrechtlicher Verhältnisse, die Verantwortung der Be-


